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Beschluss des Akkreditierungsrates 

Antrag: 01. Programmakkreditierung - Begutachtung im 
Einzelverfahren 

Studiengang: Prävention und Gesundheitsförderung, Master of Public Health 
Hochschule: Leuphana Universität Lüneburg 

Standort: Lüneburg 
Datum: 29.11.2021 

Akkreditierungsfrist: 01.04.2021 - 31.03.2029  

1. Entscheidung 

Der oben genannte Studiengang wird mit Auflagen akkreditiert. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Prüfberichts der Agentur (Ziffer 1 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die formalen Kriterien 
nicht erfüllt sind. 

Der Akkreditierungsrat stellt auf Grundlage des Gutachtens des Gutachtergremiums (Ziffer 2 des 
Akkreditierungsberichts) sowie der Antragsunterlagen der Hochschule fest, dass die fachlich-
inhaltlichen Kriterien nicht erfüllt sind. 

2. Auflagen 

Auflage 1: Die Prüfungsart sowie der mögliche Umfang der einzelnen Prüfungsformate sind entweder 
in den Modulbeschreibungen oder Prüfungsordnung mit aufzunehmen (§ 7 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 3 
StudAkkVO). 

Auflage 2: Die Hochschule muss plausibel machen, dass der zur Akkreditierung beantragte 
Studiengang im Akkreditierungszeitraum personell in angemessener Form an der Hochschule 
verankert ist (§ 12 Abs. 2 StudAkkVO). 

3. Begründung 

Die im Akkreditierungsbericht enthaltene Bewertung des Studiengangs auf Grundlage der formalen 
und fachlich-inhaltlichen Kriterien ist im Wesentlichen nachvollziehbar, vollständig und gut begründet. 
Die aus der Bewertung resultierenden Entscheidungsvorschläge der Agentur und des 
Gutachtergremiums sind größtenteils gleichfalls plausibel. In zwei Punkten kommt der 
Akkreditierungsrat zu einer abweichenden Entscheidung. 
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Zu Auflage 1: 

In der Prüfungsordnung in §7 erfolgt eine Auflistung und Beschreibung der möglichen Prüfungsarten, 
jedoch erfolgt keine Festlegung von Dauer und Umfang. Ebenso enthält das Modulhandbuch Angaben 
zu Umfang und Dauer der Prüfungsformen lediglich für die Klausur. Zum Teil ist auch nicht die Art der 
Prüfungsform angegeben. 

Gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5 iVm § 7 Abs. 3 StudAkkVO bedarf es sowohl einer verbindlichen Festlegung 
der Anforderungen an die jeweils im Studiengang zur Anwendung kommenden Prüfungsformen als 
auch einer verbindlichen Festlegung vorab der Dauer bzw. des Umfangs der jeweiligen Prüfungsform, 
wobei die Festlegung von Spannbreiten genügt. 

Der Akkreditierungsrat verbindet seine Entscheidung mit dem folgenden Hinweis: 

Der Akkreditierungsrat geht bei seiner Entscheidung davon aus, dass der Entwurf zur Änderung der 
Rahmenprüfungsordnung für die fakultätsübergreifenden weiterbildenden Masterstudiengänge (Anlage 
7c) in der vorgelegten Form wie angekündigt in Kraft gesetzt wird. Eine Nichtumsetzung wäre dem 
Akkreditierungsrat im Sinne von § 28 MRVO (Landesrechtsverordnung entsprechend) als wesentliche 
Änderung am Akkreditierungsgegenstand anzuzeigen. 

Zu Auflage 2: 

Laut Sachstand zu § 12 Abs. 2 StudAkkVO stehe dem Studiengang neben 18 Lehrbeauftragten eine 
hauptamtlich lehrende Person zur Verfügung. Das Gutachtergremium kommt in seiner Bewertung zu 
dem Schluss, „dass die notwendige Lehrkapazität für die Studiengänge vorhanden ist und das 
eingesetzte Personal fachlich und methodisch-didaktisch qualifiziert ist“ (Akkreditierungsrat, S. 21). 
Zwar bewertet das Gutachtergremium es als ausreichend, dass eine hauptamtlich lehrende Person 
dem Studiengang zur Verfügung steht, empfiehlt aber dennoch, dass „zukünftig zwei hauptamtlich 
Lehrende innerhalb dieses Studiengangs agieren sollten“ (Akkreditierungsbericht, S. 22). So werde 
sichergestellt, dass „auch bei einem Ausfall der Studiengang an der Leuphana Universität durch 
hauptamtliches Lehrpersonal betreut und durchgeführt wird“. 

Laut Selbstbericht (S. 11) der Hochschule stehen dem Studiengang zwei hauptamtlich Lehrende zur 
Verfügung. Auf Nachfrage bestätigt dies die Hochschule; die Diskrepanz zwischen Selbstbericht und 
Gutachten erklärt sie damit, dass während des Akkreditierungsprozesses ein Wechsel der 
Studiengangskoordination stattgefunden habe. 

Der Beschäftigungsgrad der beiden hauptamtlich lehrenden Personen wird von der Hochschule 
(Anlage 17) mit „aus dem aktiven Hochschuldienst ausgeschieden“ bzw. mit „Nach der Pensionierung 
Gastwissenschaftler“ angegeben. 

Nach Auffassung des Akkreditierungsrats ist eine personelle Absicherung des Studiengangs durch an 
der Hochschule angestelltes hauptamtliches Lehrpersonal erforderlich. Dies ist in dem vorliegenden 
jedoch Fall nicht gegeben, da die beiden genannten Personen pensioniert sind und somit unklar bleibt, 
ob sie dem Studiengang längerfristig, d.h. mindestens im Akkreditierungszeitraum, zur Verfügung 
stehen werden. Ein Personalkonzept für den Fall des Ausscheidens beider Personen aus dem Dienst 
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der Hochschule liegt nicht vor. 

Zur Erfüllung der Vorgaben gemäß § 12 Abs. 2 StudAkkVO muss die Hochschule daher auf geeignete 
Weise (bspw. anhand eines Personalkonzepts) gewährleisten, dass der Studiengang im gesamten 
Akkreditierungszeitraum in angemessener Form personell an der Hochschule verankert ist. 

Die Hochschule hat fristgerecht eine Stellungnahme gemäß § 22 Abs. 3 der Musterrechtsverordnung 
bzw. der entsprechenden Regelung in der anwendbaren Landesverordnung eingereicht, die die 
beabsichtigte Entscheidung des Akkreditierungsrates jedoch nicht in Frage stellt. Damit ist die 
Akkreditierungsentscheidung wirksam geworden. 


